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AntragstellerIn: 

 

FB Politik 

 

 

Antragsinhalt: 

 

Der Studierendenrat möge beschließen, 

sich mit der „Roten Hilfe e.V.“ zu solidarisieren und die in der Antragsbegründung aufgeführte 

Stellungnahme zu unterstützen. 

 

Begründung: 

 

„Kürzlich berichtete der Focus, dass Bundesinnenminister Horst Seehofer den Verein „Rote Hilfe 

e.V.“ verbieten wolle. Selbst wenn dieser Veröffentlichung möglicherweise noch kein konkret ge-

plantes Verbotsverfahren zugrunde liegt, erklären wir unsere Solidarität mit der „Roten Hilfe“. Die 

„Rote Hilfe“ ist eine parteiunabhängige, strömungsübergreifende linke Antirepressions- und Soli-

daritätsorganisation. Durch Aufklärung, Beratung,Unterstützung, Öffentlichkeitsarbeit und Vermitt-

lung von Rechtsanwält*innen hilft sie Menschen, ihre demokratischen Rechte wahrzunehmen, wann 

immer sie auf Grund ihrer politischen Betätigung von staatlicher Verfolgung betroffen sind. Außer-

dem beteiligt sich die „Rote Hilfe“ an rechtspolitischen Diskursen. Gemäß ihrer Satzung unterstützt-

die „Rote Hilfe“ dabei alle, die für die Ziele der Arbeiter*innenbewegung, die internationale Soli-

darität, den antifaschistischen, antisexistischen, antirassistischen, demokratischen und gewerk-

schaftlichen Kampf sowie gegen Antisemitismus, Militarismus und Krieg eintreten. 

 

Seit Jahrzehnten steht die „Rote Hilfe“ mit mittlerweile über 10.000 Mitgliedern im Fall von Re-

pression, Polizeigewalt oder Grundrechtsverletzungen an der Seite von linken Aktivist*innen und 

sozialen Bewegungen. Diese Parteilichkeit mag nicht allen gefallen. Sie kann aber kein Grund sein, 

die „Rote Hilfe“ zu verbieten und deren Arbeit zu kriminalisieren. Die Arbeit der „Roten Hilfe“ ist 

legitim und notwendig, gerade in Zeiten, in denen Freiheitsrechte immer weiter zugunsten staatlicher 

Sicherheitspolitik eingeschränkt werden. Wir erklären daher unsere Solidarität für die „Rote Hilfe“ 

und fordern ein Ende der diffamierenden Verbotsforderungen.“ [1] 
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Die rote Hilfe leistet einen wertvollen Beitrag zur Demokratie, wie auch in der oben zitierten Stel-

lungnahme deutlich wird. Ein Verbot, das erneut illegitim scheint, will allem Anschein nach nur in 

die selbe Bresche schlagen, die das Bundesministerium des Inneren, für Bau und Heimat bereits mit 

dem Verbot von linksunten.indymedia geschlagen hat. Nicht nur, also, dass es sich hierbei um eine 

Behinderung von Antidiskriminierungsarbeit handelt, wird weiterhin eine rechtspopulistische Ver-

botspolitik durchgeführt, die die politische Linke durchwegs kriminalisiert. Wir fordern daher, sich 

gegen diese Politik zu stellen und sich mit der „Roten Hilfe e.V.“ solidarisch zu zeigen! 

 

[1] https://www.rote-hilfe.de/77-news/965-kein-verbot-der-roten-hilfe 

 

 

 

Hinweis: 

 

Es ist explizit erwünscht, in den Anträgen an die Studierendenvertretung genderneutrale Sprache 

zu verwenden (beispielsweise „Mitarbeiter*innen“ statt „Mitarbeiter“). 

 

https://www.rote-hilfe.de/77-news/965-kein-verbot-der-roten-hilfe

